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Wohin des Wegs, wissenschaftliche Zeitschriften? Bemerkungen zu einem 
Workshop über wissenschaftliches Publizieren auf der Drei-Länder-Tagung 
von DVPW, ÖGPW und SVPW am 29. September 2016 in Heidelberg

Auf der Drei-Länder-Tagung der politikwissenschaftlichen Vereinigungen aus Deutschland, 
Österreich und der Schweiz wurde unter anderem zu einer Nachwuchsveranstaltung einge-
laden, die sich mit dem wissenschaftlichen Publizieren beschäftigte. Auf dem Podium dis-
kutierten die Professoren Kai-Uwe Schnapp als Vertreter für die Politische Vierteljahres-
schrift, Adrian Vatter für die Swiss Political Science Review und Hans-Joachim Lauth für die 
Vergleichende Zeitschrift für Politikwissenschaft. Die Leitung übernahm Prof. Annette Eli-
sabeth Töller von der FernUniversität in Hagen. 

Bemerkenswert an der Schweizer Zeitschrift ist, dass diese sich vor einigen Jahren ent-
schieden hat, komplett ins Englischsprachige zu wechseln, ablesbar schon am Titel der 
Zeitschrift, die zudem bei Wiley erscheint, einem der größten Konzerne, die wissenschaft-
liche Journale vertreiben. Das hat unter anderem dazu geführt, dass circa ein Drittel der 
Abonnenten nun aus den USA kommt, gleichzeitig aber die Auseinandersetzung mit spezi-
fischen Schweizer Themen leidet, da diese mitunter für ein international ausgerichtetes Pu-
blikum nicht interessant oder relevant genug sind. Dieser Mangel soll mit einer Internetz-
eitschrift behoben werden, die sich mit Schweizer Problemen intensiver auseinandersetzt. 
Interessant an den Ausführungen Vatters war, dass sich nach der Umstellung ins (komplett) 
Englischsprachige weder Quantität noch Qualität der eingeschickten Beiträge verändert 
haben. Es werden also weder mehr Texte zugesandt noch hat die Sprachumstellung be-
wirkt, dass lauter hervorragende Beiträge, die nun aus aller Welt kommen können, einge-
reicht würden. Das belegt, dass die Anglo-Amerikanisierung, die auch immer wieder für 
Zeitschriften aus Deutschland angedacht wird, zwar die internationale Sichtbarkeit fördert, 
aber nicht dazu führt, dass mehr oder bessere Artikel erscheinen können. Gleichzeitig leidet 
die Fähigkeit der Zeitschrift massiv, sich mit der aktuellen politischen Lage und den rele-
vanten Themen im jeweiligen Land auseinanderzusetzen. Einer Wissenschaft, die sich als 
entfernter Beobachter des politischen Geschehens versteht, mag diese Entwicklung gleich-
gültig sein; einer Wissenschaft, die sich auch als kritischer Begleiter sieht, der auf Zusam-
menhänge, Erfordernisse und Notwendigkeiten hinweisen möchte, kann dies hingegen 
nicht gelegen sein. Zudem leidet die Außenwirkung: Politisch Handelnde, also zum Bei-
spiel Abgeordnete, Regierungsvertreter oder Mitglieder von Interessengruppen, Vereinen 
und Verbänden verlieren mit der Anglo-Amerikanisierung das Interesse an der Politikwis-
senschaft und ihren Befunden. Darüber hinaus kann die komplette Umstellung ins Eng-
lischsprachige bewirken, dass bestimmte Begriffe nicht mehr detailliert genug geklärt wer-
den, weil die sprachliche Sensibilisierung dafür fehlt. Es entsteht eine Art Begriffssurfing, 
das nicht zu begrüßen ist. 

Drei weitere Entwicklungen geben Anlass zur Sorge, und zwar Anonymisierung, wach-
sende Orientierung am Mainstream und Merkantilisierung. Das in den letzten Jahren so 
populär gewordene anonyme Begutachterverfahren führt dazu, dass die Einreicher von Bei-
trägen keinen Ansprechpartner haben, um Kritik im Detail nachvollziehen zu können. Zu-
dem treffen die Gutachter ihre Entscheidungen für sich allein; eine kritische Diskussion 
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mit anderen Wissenschaftlern findet nicht statt. So können Beiträge, die bestehenden For-
schungswegen widersprechen oder Innovationen bergen, leicht verhindert werden, wenn sie 
konstant auf Gutachter treffen, die hartnäckig ihre Sicht verteidigen. Als Konsequenz ori-
entieren sich Themen und Methoden immer mehr am Mainstream, was kritisch zu hinter-
fragen ist – und was auch Vatter als Gefahr sieht. Mit Verwunderung kann zudem immer 
wieder beobachtet werden, wie sehr sich die Zunft auf die Listung in bestimmten Zeit-
schriften-Indizes stürzt. Diese mögen ein hilfreiches Recherchemittel sein; es sollte aber 
immer auch beachtet werden, dass diese oft in privatwirtschaftlicher Hand liegen und also 
auch von wirtschaftlichen Interessen getrieben sind. Mitunter gehören sie großen Konzer-
nen (der Social Science Citation Index zum Beispiel Thomson Reuters), deren Auswahlpra-
xis nicht immer komplett nachvollziehbar ist.1 Dies lässt sich als Merkantilisierung in dem 
Sinne auffassen, dass wissenschaftliche Leistungen zu Handelsware werden. 

Bemerkenswert an der Veranstaltung war, dass dem Nachwuchs von den Podiumsmit-
gliedern geraten wurde, sich stromlinienförmig den aktuellen Entwicklungen anzupassen, 
um so wissenschaftliche Karriere machen zu können: also möglichst viele und möglichst 
englischsprachige Beiträge schreiben, bei so genannten peer-reviewed journals einreichen 
und auf Publikation hoffen. So werden Anglo-Amerikanisierung, Anonymisierung, Main-
stream und Merkantilisierung gefördert und hofiert. 

Franziska Carstensen

1	 Zur Kritik siehe zum Beispiel auch Christian Fleck, Der Impact Faktor-Fetischismus, in: Levia-
than, 41. Jg. (2013), H. 4, S. 611 – 646. 

Patentrezept oder Antworten nach Maß? Historische, ökonomische und  
juristische Aspekte Europäischer Governance in der Krise. Symposion des  
Dimitris-Tsatsos-Instituts für Europäische Verfassungswissenschaften,  
FernUniversität in Hagen, in Zusammenarbeit mit der Università del Salento 
(Lecce) und der Group of Lecce am 24./25. November 2016

Die Bewältigung der Wirtschafts- und Finanzkrise ist zu einem Prüfstein für den Bestand 
der europäischen Integration geworden. Erhebliche Ungleichgewichte, Spannungen und 
Verwerfungen, die die Staaten und Regionen Europas in ganz unterschiedlicher Weise tref-
fen, werfen Fragen auf: Welche Methoden und Instrumente wirtschaftspolitischer (Global-)
Steuerung sind geeignet, solchen Entwicklungen erfolgreich entgegenzuwirken? Ist es wirk-
lich sinnvoll, für einen großen und heterogenen Wirtschaftsraum wie die Europäische Uni-
on generelle Konzepte auf konstitutioneller Ebene festzuschreiben und für deren strikte 
Anwendung in allen Regionen zu sorgen? Oder können und sollten für unterschiedlich 
strukturierte Regionen entsprechend der Spezifität ihres jeweiligen Entwicklungsstandes 
und -potentials differenzierende Ansätze erarbeitet und angewandt werden? Das interdiszi-
plinäre Kolloquium mit Referenten aus Wirtschafts-, Geschichts-, Rechts- und Politikwis-
senschaft diente dem Gedankenaustausch zwischen den Forschern des Dimitris-Tsatsos-
Instituts für Europäische Verfassungswissenschaften (DTIEV) der FernUniversität in 
Hagen und Kollegen aus Griechenland, Italien, Luxemburg und Polen, von denen manche 
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in ihrer Heimat besonders von den Auswirkungen der Krise und der zu ihrer Bewältigung 
ergriffenen Maßnahmen betroffen sind. 

In seiner Eröffnungsrede hob der Direktor des DTIEV, Peter Brandt (Hagen), darauf ab, 
dass die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise, die in Europa auch als Euro-Krise spürbar 
war, deutlich gemacht habe, dass eine Währungsunion ohne Wirtschafts- und Fiskal- sowie 
letztlich ohne engere politische Union eine „wackelige Angelegenheit“ sei. Die Ursachen 
würden in der Wissenschaft kontrovers diskutiert, wobei meist nicht nur ein Bündel ver-
schiedener Ursachen benannt würde, sondern sich auch die vorgeschlagenen Therapien un-
terschieden. Der Brexit habe gezeigt, dass das europäische Einigungsprojekt in eine tiefe 
Krise geraten sei. 

Mechthild Schrooten (Bremen) führte mit ihrem Vortrag „Strukturvielfalt und wirtschaft-
liches Gleichgewicht in einer Währungsunion“ in das Thema der Fachtagung ein. Nach ei-
nem kurzen Überblick über die Geschichte der europäischen Integration beschrieb sie die 
Verschiebung der Probleme seit dem Jahr 2008 von den USA nach Europa. Die Krise sei 
mit dem gemeinsamen Geld in Europa verbunden. Schrooten argumentierte für die Ge-
meinschaftswährung, weil sie die Kosten sehe, die ein Verfall des Euro nach sich ziehe. Sie 
warb dafür, die Eurozone umzubauen. Die privaten Haushalte jedoch, die sich als Verlierer 
fühlten, dürften nicht weiter belastet werden. Peter Schiffauer (Hagen) leitete die Diskussi-
on.

Nach den aktuellen ökonomischen Grundfragen startete am zweiten Veranstaltungstag 
das erste Panel mit drei weit gefassten historischen Beispielen, die einen Eindruck davon 
geben sollten, dass Staaten in der Geschichte immer wieder mit tiefen Krisen konfrontiert 
wurden, die sie auf diese oder jene Weise lösen, vielleicht auch nur entschärfen konnten – 
oder eben nicht. Das zweite Panel befasste sich auf unterschiedlichen Ebenen mit Maßnah-
men der Krisenbewältigung, während das dritte das Verfassungsrecht als Instrument öko-
nomischer Steuerung in den Blick nahm.

Zu Beginn von Panel 1 referierten Francesca Lamberti (Lecce) und Raffaele D’Alessio 
(Lecce) über „Das Beispiel des spätrömischen Reiches“. Lamberti erläuterte, wie Kaiser Di-
okletian ab dem Jahre 284 n. Chr. mit politischen, administrativen, militärischen und fiska-
lischen Reformen der Krise des spätrömischen Reichs zu begegnen suchte. Sie fragte auch, 
ob die Reformmaßnahmen nicht ihrerseits zum Untergang des Reiches beigetragen hätten. 
D’Alessio analysierte Diokletians Reform des Münzwesens, die wegen nicht vorhergesehener 
Reaktionen der Wirtschaftssubjekte das Gegenteil des Beabsichtigten bewirkte. 

Danach stand die „Krisenbewältigung in Preußen 1815-1870“ auf der Agenda, derer 
sich Ewald Grothe (Gummersbach/Hagen) thematisch annahm. Er startete mit Bemerkun-
gen zum Begriff der Krise in Anlehnung an die Definition von Rudolf Vierhaus, wonach 
Krisen offene Prozesse seien, bei denen zuvor bestehende stabile Zustände sich auflösten, 
erodierten. Im Anschluss beleuchtete er vier wichtige Krisen im Preußen des 19. Jahrhun-
derts, die Staats- und Regierungskrise zu Beginn, die sich anschließende Verfassungskrise, 
die Agrarkrise der 1840er Jahre und die Verfassungskrise der 1860er Jahre, den berühmten 
preußischen Verfassungskonflikt. Sein Befund zur Frage, ob die preußischen Regierungen 
etwas aus den Krisen gelernt hätten: vermutlich eher nicht.

Michael Hochgeschwender (München) trug zum „New Deal in den USA 1929-1939“ vor. 
Das Krisengefühl sei damals sehr ausgeprägt gewesen, was sich unter anderem in einer ho-
hen Selbstmordrate ausgedrückt habe. Die Verfassung sei nicht in Frage gestellt worden, es 
habe sich mehr um eine sozioökonomische Krise gehandelt, um einen kulturellen Konflikt 
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zwischen Konfessionen und ethnischen Gruppen, zwischen Arm und Reich. Franklin D. 
Roosevelt habe aus dem Begriff „New Deal“ ein Reform-Programm entwickelt. Peter Brandt 
moderierte die Diskussion.

Panel 2 begann mit dem Referat über „Umschuldungsmechanismen im EU-Recht“. 
Frédéric Allemand (Luxemburg) erläuterte den für den Euro-Raum maßgeblichen rechtli-
chen Rahmen für die Restrukturierung von Staatsschulden. Dabei verstand er Artikel 125 
AEUV als generelles Verbot der Übernahme von Staatsschulden durch einen anderen EU-
Mitgliedstaat und folgerte daraus, dass ein Schuldenschnitt in der Währungsunion unzuläs-
sig sei. Das führte ihn zu der Frage, ob die EU für die Kontrolle der Schuldenrestrukturie-
rung in der EU verantwortlich ist.

Anschließend referierten Biagio Bossone (Rom, Group of Lecce) und Marco Cattaneo 
(Mailand, Group of Lecce) über „Neue Wege zur Krisenüberwindung: Bekämpfung von 
Stagnation durch Finanz-Geld“. Wo die Wirtschaftstätigkeit in der Finanzkrise wie in Itali-
en unter das existierende Potential geschrumpft sei, könne sie wiederbelebt werden durch 
die staatliche Emission von „Finanz-Geld“ in Form frei verkehrsfähiger Gutscheine für 
künftigen Steuernachlass (Tax Rebate Certificates), die an Bezieher niedriger und mittlerer 
Einkommen verteilt würden. Die erzeugte zusätzliche Kaufkraft könne die Stagnation 
durch größere Binnennachfrage überwinden. Die gewährten Nachlässe würden durch ent-
stehende Steuermehreinnahmen kompensiert. Dies würde allmählich zur Annäherung der 
Wettbewerbsfähigkeit innerhalb der Eurozone und zum Abbau der Verschuldung einzelner 
Staaten beitragen. Jörg Ennuschat (Bochum) leitete die Diskussion.

Der Nachmittag des zweiten Tages begann mit dem Vortrag „Krisenvermeidung und 
nachhaltige Entwicklung durch ethisches Wirtschaften“ von Bogna Janik (Poznan) und Iz-
abela Jędrzejowska (Breslau). Janik befürwortete konsequente Investitionen in ethisch und 
ökologisch nachhaltige Projekte sowie neben transparenten Kreditportfolios auch Risiko-
Minimierung durch Fokussierung auf die Realwirtschaft. Jędrzejowska vertrat die These, 
ethische Ökonomie sei ohne soziale Verantwortung der Wirtschaftssubjekte nicht zu haben. 
Um das Auftreten von Krisen zu verringern, sollte verantwortungsvolles wirtschaftliches 
Verhalten durch staatliche und EU-Regelungen gefördert werden.

Es folgten zwei Kurzbeiträge: Frédéric Allemand präsentierte das „CVCE Forschungsvor-
haben über ein europäisches Wirtschafts- und Sozialmodell“ und Susanna Cafaro (Lecce) 
das Thema „Europa für Europäer. Wirtschaftlicher Aufschwung im Zeitalter wechselseitiger 
Abhängigkeit“. Die anschließende Diskussion leitete Jörg Ennuschat. 

Zum Auftakt von Panel 3 stellte der Vortrag von Susanna Cafaro über „Ökonomische 
Steuerung durch Recht: ein qualitativer Sprung von der staatlichen zur trans- oder multina-
tionalen Ebene?“ eine Reihe aktuell diskutierter Optionen zur Diskussion, mit denen die 
Europäische Wirtschafts- und Währungsunion, sei es mit oder ohne Reform der Verträge, 
weiter entwickelt werden könne. In der Geldpolitik sei ein Souveränitätstransfer erfolgt 
und eine ausschließliche EU-Kompetenz entstanden. In der Haushaltspolitik sei die Be-
grenzung nationaler Souveränität erkennbar, in der Wirtschaftspolitik werde die Koordina-
tion nationaler Kompetenzen zunehmend notwendig. Insgesamt gehe die Entwicklung in 
die Richtung einer Stärkung der europäischen Ebene der Governance und insbesondere der 
Europäischen Zentralbank. 

In seinem Vortrag „Politischer Wille und Verfassungstreue – welche Grenzen hat ökono-
mische Steuerung durch transnationales Verfassungsrecht?“ kritisierte Ioannis Papadopoulos 
(Thessaloniki) die europäische Governance in der Krise als faulen Politik-Cocktail. Er be-

Mitteilungen

https://doi.org/10.5771/0340-1758-2017-1-236 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 17:42:13. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0340-1758-2017-1-236


240

stehe aus einem starren wirtschaftspolitischen Baukasten, der auf einseitigen makroökono-
mischen Annahmen beruhe, und aus einem wegen seiner Dezentralisierung ineffizienten 
Management des aggregierten finanzpolitischen Kurses der Eurozone. Optimal sei das ge-
naue Gegenteil: ein nicht durch makroökonomische Annahmen determinierter, sondern 
für demokratische Entscheidungen offener Baukasten. Im Rahmen einer so genannten Fis-
kalunion sollte durch wechselnde, sich aus Wahlen ergebende Mehrheiten über den Einsatz 
einzelner, föderal ausgeprägter wirtschaftspolitischer Instrumente entschieden werden. Die 
gegenteilige Kombination führe in Zeiten der Krise zu einem Demokratiedefizit und zu 
Ineffizienz im Wirtschaftsmanagement. 

Ubaldo Villani-Lubelli (Lecce) wagte in seinem Beitrag einen Ausblick auf „Die Zukunft 
Europäischer Demokratie: Souveränität und neue Legitimität nach der Krise“. Er lieferte 
eine kurze Beschreibung des derzeitigen politisch-institutionellen Prozesses, bevor er künf-
tige mögliche Veränderungen zwischen den Mitgliedstaaten und der Europäischen Union 
in den Blick nahm. Seine Thesen zur Zukunft der Europäischen Union: die Unverzichtbar-
keit der Bedeutung der nationalen Identitäten und das Infragestellen des Integrationspro-
zesses – der bislang als irreversibel angesehen worden sei – durch den neuen wirtschaftli-
chen und politischen Kontext auf europäischer und globaler Ebene. Mit einer Diskussion 
unter der Leitung von Peter Schiffauer endete die Tagung. 

Das interdisziplinäre Symposion trug wesentlich zum historischen Verständnis von Pro-
zessen wirtschaftlicher Krisenbewältigung bei. Die von den europäischen Institutionen an-
gewandten Verfahren wurden lebhaft diskutiert und mögliche Alternativen geprüft. Die 
Referenten aus verschiedenen europäischen Ländern erörterten die Grundlagen konstituti-
oneller Legitimität in Bezug auf die gegenwärtige Politik, aber auch bezogen auf künftig 
denkbare Optionen. Die Konferenz, die auf Deutsch und Englisch stattfand, bot ein inter-
nationales Forum der Kommunikation und des Dialogs. Der volle Text der Referate wird in 
der Schriftenreihe des DTIEV im Berliner Wissenschafts-Verlag veröffentlicht.

Ingrid Piela und Paul A. von Heese
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